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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Andreas Hanna-Krahl, 
Laura Weber, Paul Knoblach, Julia Post, Kerstin Celina, Sanne Kurz, Eva 
Lettenbauer, Verena Osgyan, Gabriele Triebel, Dr. Sabine Weigand, Christian 
Zwanziger und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Stand der Krankenhausreform in Bayern: Vorstellung der externen Gutachten  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag und im Ausschuss für Gesundheit, 
Pflege und Prävention und unter der Einbeziehung der Gutachtenautorinnen und -au-
toren über die Erkenntnisse, Inhalte und Methodik der zwei externen bayernweiten Gut-
achten 

─ zur Darstellung des aktuellen Versorgungsbedarfs und 

─ zur Prognose der künftigen Patientenzahlen, 

die das Staatsministerium für Gesundheit, Pflege und Prävention (StMGP) im Zuge der 
Krankenhausstrukturreform in Auftrag gegeben hat, zu berichten. 

 

 

Begründung: 

Viele Krankenhäuser in Deutschland befinden sich in einer angespannten wirtschaftli-
chen Lage. Um die Klinikversorgung zukunftssicher zu machen, hatte das Bundeskabi-
nett die sogenannte Krankenhausreform mit dem Krankenhausversorgungsverbesse-
rungsgesetz (KHVVG) beschlossen, deren Umsetzung den Ländern obliegt. Die Kom-
petenz für die Krankenhausplanung bleibt allein bei den Ländern. Ihnen bleibt durch die 
Reform große Gestaltungsfreiheit zur eigenständigen Standortplanung. Durch die Zu-
ordnung der Leistungsbereiche kommen auf die Länder umfassende planerische Auf-
gaben zu. Die Länder und die dort ansässigen Kliniken haben nun Zeit, die vorgesehe-
nen Veränderungen umzusetzen. Im Zuge dieser Reform lässt das StMGP externe  
bayernweite Gutachten zur Darstellung des aktuellen Versorgungsbedarfs und zur 
Prognose der künftigen Patientenzahlen erstellen. So sollte eine einheitliche Basis für 
die Zukunftsüberlegungen der Krankenhausträger und ihre Vorgehensweise vor Ort ge-
schaffen werden, so die Ausführungen in Drs. 19/4491, Schriftliche Anfrage der Abge-
ordneten Ruth Waldmann (SPD) vom 07.11.2024, „Stand der Krankenhausreform in 
Bayern“. 

Eine tragfähige Datengrundlage sowie eine gute Analyse sind für die Überlegungen zur 
künftigen Ausgestaltung der bayerischen Krankenhauslandschaft wesentlich. Durch 
diesen Bericht wird der Landtag auch in diesen wichtigen Prozess entsprechend einbe-
zogen und informiert. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit, Pflege und Prävention 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Andreas Hanna-Krahl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 19/5393 

Stand der Krankenhausreform in Bayern: Vorstellung der externen Gutachten  

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 

1. Im Antragstext werden die Wörter „der zwei externen bayernweiten Gut-
achten“ durch die Wörter „des externen bayernweiten Gutachtens“ ersetzt. 

2. Am Ende des Antragstexts werden nach dem Wort „berichten“ der Punkt 
durch ein Komma ersetzt sowie folgende Wörter angefügt „sobald dieses 
vorliegt.“. 

Berichterstatter: Andreas Hanna-Krahl 
Mitberichterstatter: Thorsten Freudenberger 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Gesundheit, Pflege und Prävention fe-
derführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Antrag nicht 
befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 23. Sitzung am 
25. März 2025 beraten und e i n s t im m i g  mit den in I. enthaltenen Änderun-
gen Zustimmung empfohlen. 

Bernhard Seidenath 
Vorsitzender 
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